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Der Antrag befindet sich auf der Seite 3.1 
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Sitzung des Gemeinderates vom 25.10.2012 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 25.10.2012  

27 Resolution BImA (Bundesanstalt für Immobilienaufgaben)  
Antrag 0084/2012/AN  

Stadträtin Dr. Greven-Aschoff begründet die Antragstellung der Fraktionsgemeinschaft 
Bündnis ‘90/Die Grünen und generation hd vom 16.10.2012. 

Stadträtin Prof. Dr. Schuster, Stadtrat Dr. Gradel und Stadträtin Dr. Trabold erklären für 
ihre Fraktionen die Unterstützung des Antrages. 

Oberbürgermeister Dr. Würzner ruft den Resolutionstext zur Abstimmung auf. 

Der Gemeinderat der Stadt Heidelberg möge folgende Resolution beschließen: 

„Die Konversion ehemals militärisch genutzter Flächen bedeutet für jede Kommune eine 
große Herausforderung. Diese ist nur dann erfolgreich zu bewältigen, wenn die Rolle der 
Kommunen im Konversionsprozess von allen Akteuren gestärkt wird. 

Besonders wichtig hierfür ist, dass bei der Entwicklung und dem Verkauf der Konversi-
onsflächen durch die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) ein Wechsel von rein 
betriebswirtschaftlichen zu volkswirtschaftlichen Bewertungsrichtlinien erfolgt. Eine nach-
haltige Entwicklung im Sinne der regionalen oder kommunalen Zielsetzungen muss mög-
lich werden, auch wenn dadurch ein geringerer wirtschaftlicher Ertrag erzielt wird. Die 
Stadt Heidelberg spricht sich dafür aus, dass die dazu notwendige Rechtsgrundlage ge-
schaffen wird. Ein vom Land Baden-Württemberg initiierter Gesetzentwurf des Bundesra-
tes (Bundestagsdrucksache 17/10334) liegt dazu vor. 

Die Stadt Heidelberg fordert die Abgeordneten des Deutschen Bundestags auf, die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen für die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben dahinge-
hend zu verändern, dass im Sinne einer nachhaltigen und an regionalen Zielvorgaben 
orientierten Entwicklung der militärischen Konversionsflächen auch strukturpolitische 
Zielsetzungen bei deren Verwertung Beachtung finden.“ 

Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen 

Beschluss des Gemeinderates: 

Die Konversion ehemals militärisch genutzter Flächen bedeutet für jede Kommune eine 
große Herausforderung. Diese ist nur dann erfolgreich zu bewältigen, wenn die Rolle der 
Kommunen im Konversionsprozess von allen Akteuren gestärkt wird. 

Besonders wichtig hierfür ist, dass bei der Entwicklung und dem Verkauf der Konversi-
onsflächen durch die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) ein Wechsel von rein 
betriebswirtschaftlichen zu volkswirtschaftlichen Bewertungsrichtlinien erfolgt. Eine nach-
haltige Entwicklung im Sinne der regionalen oder kommunalen Zielsetzungen muss mög-
lich werden, auch wenn dadurch ein geringerer wirtschaftlicher Ertrag erzielt wird. Die 
Stadt Heidelberg spricht sich dafür aus, dass die dazu notwendige Rechtsgrundlage ge-
schaffen wird. Ein vom Land Baden-Württemberg initiierter Gesetzentwurf des Bundesra-
tes (Bundestagsdrucksache 17/10334) liegt dazu vor. 
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Die Stadt Heidelberg fordert die Abgeordneten des Deutschen Bundestags auf, die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen für die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben dahinge-
hend zu verändern, dass im Sinne einer nachhaltigen und an regionalen Zielvorgaben 
orientierten Entwicklung der militärischen Konversionsflächen auch strukturpolitische 
Zielsetzungen bei deren Verwertung Beachtung finden. 

gezeichnet 
Dr. Eckart Würzner 
Oberbürgermeister 

Ergebnis: einstimmig beschlossen 
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A n t r a g  N r . :  0 0 8 4 / 2 0 1 2 / A N  

Abbildung des Antrages: 

  
g e z e i c h n e t  F r a k t i o n s g e m e i n s c h a f t  G r ü n e / g e n . h d  
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Anlagen zur Drucksache: 

 Nummer: Bezeichnung  

 A 01 Bundestag Antrag Änderung BImA, Gesetzentwurf 

 A 02 Sitzungsvorlage Bamberg – Resolution 
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